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Partizipation 
Die aktuell diskutierten Themen der Globali-
sierung, Transformation und (Digitalisierung) 
sind nur einige Beispiele, die auf der betrieb-
lichen Ebene teilweise tiefgreifende Verände-
rungen von Arbeitsprozessen und Arbeits-
strukturen nach sich ziehen können. Dies äu-
ßert sich bspw. in einer verstärkten Kollabo-
ration von menschlichen und technischen 
Systemen, neuen Zuständigkeiten und Quali-
fikationen sowie veränderten Anforderungen 
an das Arbeits- und Prozessverständnis von 
Beschäftigten. Die Geschwindigkeit dieser 
Veränderungsnotwendigkeiten nimmt zu 
und damit verbundene Anpassungsprozesse 
werden immer komplexer. Im Segment der 
Technischen Services erfordern die neuen 
Marktbedingungen (WETTBEWERBSSITUATION IM 
TECHNISCHEN SERVICE) schnelle Modifikationen 
des eigenen Leistungsangebots sowie Opti-
mierungen der betrieblichen Prozesse und 
der Kundeninteraktionen. Die erfolgreiche 
Bewältigung dieser Umbrüche ist für Betriebe 
eine permanente Herausforderung, die eine 
intensive Kommunikation und den Einbezug 
der ‚betroffenen‘ Beschäftigten verlangt (vgl. 
Kreimeier 2013).  
Wandel und Veränderungsprozesse bezogen 
auf Tätigkeiten stoßen nicht selten auf eine 
abwehrende oder skeptische Haltung der Be-
troffenen, da sich diese in gewohnten Situati-
onen sicherer fühlen und Veränderungen zu-
nächst eine Bedrohung dieser Sicherheit be-
deuten können (vgl. Zink 2007). Dabei kön-
nen die Ängste vielfältig sein: Angst vor 
Neuem, Angst um den Arbeitsplatz, Angst vor 
Überforderung (vgl. Wanberg/Banas 2000) o-
der vor Defiziten in der Bewältigung der be-
vorstehenden Aufgaben aufgrund von Wis-
senslücken. Es können aber auch sachlogi-
sche Argumente (vgl. Wegge 2004) einge-
bracht werden, wie bspw. die Inkompatibilität 
zu anderen Technologien oder bisherigen 
Vorgehensweisen im Unternehmen (vgl. 
Schäfer et al. 2002). Hier sind die Beschäftig-
ten häufig Expert:innen in eigener Sache, de-
ren Kompetenzen für eine erfolgreiche An-
passung von großer Bedeutung sind. Zudem 
bedeuten nicht alle Reorganisationsprozesse 

zwangsläufig Verbesserungen im Arbeitspro-
zess oder der Arbeitsbedingungen. Wider-
stände und fehlende Akzeptanz ergeben sich 
insbesondere, wenn die Beschäftigten nicht 
oder allenfalls indirekt an den Gestaltungs-
prozessen beteiligt werden (vgl. Stolzen-
berg/Heberle 2013). Aus diesem Grund sind 
partizipative Verfahren für die erfolgreiche 
Implementierung elementar, um die Be-
troffenen einzubinden, zu informieren und 
ihre eigenen Vorstellungen aufzunehmen. 
Ohne diese Verfahren können Veränderungs-
projekte scheitern bzw. die gewünschte Wir-
kung verfehlen (vgl. Stolzenberg/Heberle 
2013). Partizipatives Vorgehen ist vor diesem 
Hintergrund zentraler Bestandteil des VISITS-
Vorgehensmodells (AKZEPTANZ). 

Zum Begriff der Partizipation 

Partizipation ist ein konstitutives Prinzip de-
mokratisch verfasster Gesellschaften, das 
auch im Arbeits- und Wirtschaftsleben struk-
turell verankert ist (vgl. Ittermann 2009). In 
der Wirtschaft richtet sich der Blick zumeist 
auf die Strukturen und Praktiken der Beteili-
gung von Beschäftigten. Trotz seiner funda-
mentalen Bedeutung ist der Partizipationsbe-
griff eigentümlich unbestimmt geblieben. Er 
zählt zu den Begriffen, „von denen wir alle 
wissen, was sie bedeuten, bis wir danach ge-
fragt werden" (Kißler 2000: 13). Die Literatur-
lage zum Partizipationsbegriff gilt als uner-
schöpflich, die zahlreichen Definitionsvor-
schläge aus den unterschiedlichen Diszipli-
nen sind wenig überschaubar.  
In einer weiten Definition lässt sich Partizipa-
tion als Beteiligung von Beschäftigten an den 
sie betreffenden Entscheidungen und an den 
Ergebnissen von Arbeit und Leistungserstel-
lung begreifen (vgl. Eger/Weise 1984: 40). 
Diese Beteiligung ist in unterschiedlichen 
Ausprägungen und Intensitäten möglich (vgl. 
Dörre 1996). Sie umfasst sowohl die Teilhabe, 
die seitens der Geschäftsführungen und Vor-
gesetzten gewährt wird, als auch die aktive 
Teilnahme durch die Beschäftigten. Partizipa-
tion zählt dabei wie die enger gefasste Mitbe-
stimmung zu den Begriffen, die in vielen Aus-
einandersetzungen in der Wirtschaft ideolo-
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gisch aufgeladen sind und von den Beteilig-
ten eingesetzt werden, um ihre Interessen 
durchzusetzen. Im Zentrum steht die Frage 
nach der Machtverteilung in Unternehmen: 
„Partizipation ist demnach eine Machtres-
source und interessengeleitet. In produkti-
ons- und arbeitsbezogenen Entscheidungs-
prozessen transportiert sie die Interessen 
der Arbeitnehmer(-vertretungen) und dient 
der Interessenwahrnehmung (direkte Partizi-
pation) durch die Beschäftigten oder der In-
teressenvertretung (delegative Partizipation) 
durch gewählte Repräsentanten.“ (Kißler 
1997: 763) Demgegenüber bezieht sich der 
enger gefasste Begriff der Mitbestimmung 
zumeist auf die rechtlich verankerten Beteili-
gungsrechte, die z.B. durch Betriebs- und 
Personalräte wahrgenommen werden.  
Vor diesem Hintergrund lassen sich unter-
schiedliche Partizipationsstufen unterschei-
den:  
1. Keine Information der Beschäftigten 

(keine Partizipation). 
2. Beschäftigte werden lediglich infor-

miert (Information). 
3. Beschäftigten können eigene Mei-

nung zum Veränderungsprozess äu-
ßern (Konsultation). 

4. Die Meinung der Beschäftigten wird 
entlang entsprechender Regeln be-
rücksichtigt (Mitwirkung). 

5. Die Beschäftigten werden gleichbe-
rechtigt an Entscheidungen beteiligt 
(Mitbestimmung).  

Partizipation bedeutet demnach, die Interes-
sen der Beschäftigten in unterschiedlichen 
Intensitäten mit einzubinden und ihr Erfah-
rungswissen in Veränderungsprozessen pro-
duktiv zu nutzen. Eine aktive Einbindung der 
Beschäftigten gilt nicht nur ökonomisch als 
sinnvoll, sondern führt ggf. auch dazu, dass 
weniger Missverständnisse, Unklarheiten o-
der Widerstände entstehen und die geplan-
ten Anpassungen eher (akzeptiert) werden. 
Dabei ist zu berücksichtigen/zu bedenken, 
dass partizipative Prozesse Zeit in Anspruch 
nehmen, in der Regel ergebnisoffen verlau-
fen und (Ressourcen) erfordern. In dem VI-

SITS-Vorgehensmodell wird dafür eingetre-
ten, Partizipation als Teil der Unternehmens-
kultur – und damit als Teil der Führungskultur 
– zu verstehen und etwa in betrieblichen Ver-
änderungsprozessen zu leben. 
Mit Blick auf die Aufgaben der Beschäftigten 
im Technischen Service ist bedeutsam, dass 
diese Beschäftigten vielfach im Kundenbe-
trieb tätig sind und daher die Anforderungen 
und Herausforderungen vor Ort am besten 
kennen. Der Techniker vor Ort ist dabei nicht 
nur das ‚Aushängeschild‘ des Dienstleisters 
nach außen, sondern auch die beste Quelle 
für den Informationsfluss ins eigene Unter-
nehmen zurück. Diese besondere Rolle gilt es 
bei der Planung von partizipativen Verände-
rungsprozessen zu beachten. 

Partizipationsansätze und -methoden 

Informelle Partizipationspraktiken in Klein- und 
Mittelbetrieben 
Klein- und Mittelbetriebe (KMU) kennzeich-
nen sich häufig durch direkte Beziehungen 
zwischen Inhabern und Beschäftigten und ei-
nem geringen Formalisierungsgrad von Ar-
beits- und Organisationsprozessen. Gerade 
in KMU bestehen zwar vielfach keine institu-
tionalisierten Mitbestimmungsstrukturen, je-
doch zahlreiche Formen der informellen Mit-
wirkung der Beschäftigten (vgl. Hilbert et al 
1999).  
Hierzu zählen „persönliche Absprachen, hori-
zontale Kommunikation, Improvisation und 
direkte Information“ (Kotthoff/Reindl 1990: 
43). Für die Beschäftigten ergeben sich aus 
diesen direkten Kontakten und den Erforder-
nissen kleinbetrieblicher Fertigung weitrei-
chende Beteiligungsmöglichkeiten in der 
Feinplanung der Arbeit oder Strukturierung 
von Abläufen (vgl. Dörre 2002). In Abgren-
zung zu formalisierten Partizipationsformen 
ergibt sich im Kleinbetrieb die informelle Mit-
wirkung häufig naturwüchsig und ohne eine 
bewusste Planung aus den spezifischen An-
forderungen der betrieblichen Leistungser-
stellung und aus den besonderen Sozialbe-
ziehungen.  
Das Selbstverständnis vieler Fachkräfte als 
Leistungsträger:innen des Betriebes begrün-
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det zudem weitreichende Partizipationsan-
sprüche bezogen auf die eigenen Dispositi-
onsspielräume und Entscheidungsbefug-
nisse sowie die Einbindung in strategische 
Entscheidungsprozesse. Fragen der (Arbeits-
organisation) und Leistungserstellung, As-
pekte der Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gungen sowie Konflikte mit Kolleg:innen und 
Vorgesetzten werden individuell bzw. bilate-
ral oder innerhalb des Teams geregelt. Eigen-
initiative, Kreativität, unternehmerisches Mit-
denken, Effektivität und Gestalten sind zent-
rale Merkmale, die durch weitreichende Be-
teiligung gefördert werden.  
 
Formalisierte Angebote direkter Partizipation 
Neue Managementkonzepte wie Lean Ma-
nagement und neue Digitalisierungsstrate-
gien haben zu neuen Modellen in der Be-
schäftigtenpartizipation geführt. Die konkre-
ten Formen direkter Partizipation, die hiermit 
verbunden sind, werden in der Forschung 
insbesondere mit den Begriffen ‚Qualitätszir-
kel‘, ‚Gruppenarbeit‘ und „Kontinuierlichen 
Verbesserungsprozess (KVP) verbunden. 
Qualitätszirkel haben sich bereits in den 
1980er Jahren in der Wirtschaft verbreitet. Sie 
sind in der Regel zeitlich befristet und zielen 
auf die Verbesserungen von Produkt- und 
Prozessqualität ab, die von den Beschäftigten 
selbst eingebracht werden. Grundsätzlich 
dienen solche Konzepte einem verbesserten 
Qualitätsmanagement, schaffen aber über 
die Einbindung der Beschäftigten auch eine 
stärkere Sensibilisierung für notwendige An-
passungen. Gruppenarbeit auf der betriebli-
chen Ebene wurde als Abkehr bzw. Modifika-
tion von traditionellen Fertigungssystemen 
und tayloristischer Produktion interpretiert. 
Das Ausmaß, in dem durch Gruppenarbeit 
Partizipationsmöglichkeiten geschaffen wer-
den, hängt maßgeblich von der konkreten Va-
riante ab: Weitreichende Partizipationsmög-
lichkeiten auf dem Shopfloor eröffnen For-
men wie „teilautonome“ oder „qualifizierte“ 
Gruppenarbeit. In diesem Sinne sind sie eine 
Erweiterung des Mitbestimmungsanspru-
ches auf die ausführende Ebene. KVP befasst 
sich im Wesentlichen mit der Beteiligung von 
Beschäftigten auf der operativen Ebene. Ziel 

ist es, betriebliche Probleme durch eine enge 
Beteiligung der Beschäftigten zu lösen und 
somit das Wissen der Spezialist:innen besser 
zu nutzen. So können zum einen Fehler recht 
schnell beseitigt, aber auch mögliche zukünf-
tige Fehlerurachsen erkannt und frühzeitig 
abgestellt werden. Im Bereich der Techni-
schen Services können solche Ansätze vor al-
lem in der Fehleranalyse vor Ort eingesetzt 
werden. Hier ist über eine geregelte Kommu-
nikation auch die Rückmeldung an die Be-
schäftigten möglich, die den Stand des Ver-
besserungsvorschlages bzw. dessen Umset-
zung verfolgen können.  
Darüber hinaus existieren eine Reihe weite-
rer formalisierter Verfahren der Beschäftig-
tenpartizipation (vgl. Zink 2007): Bei dem be-
teiligungsorientierten Projektmanagement geht 
es um eine übergreifende und frühe (schon 
in der Planungsphase) Einbindung von Be-
schäftigten unterschiedlicher Bereiche in 
Projekte und Vorhaben, die nicht im Rahmen 
des Tagesgeschäftes umgesetzt werden kön-
nen. Das beteiligungsorientierte Projektma-
nagement eignet sich dabei vor allem für die 
Gestaltung einer bestimmten Art von Projek-
ten zur Einführung neuer Technologien oder 
Produktinnovationen sowie Verbesserung 
von Prozessen und Arbeitsabläufen (vgl. Zink 
2007). Eine Beteiligung im Rahmen von Groß-
gruppenveranstaltungen oder Großgruppen-
konferenzen spannt den Bogen der Teilneh-
menden noch weiter und umfasst möglichst 
viele Beschäftigte eines Unternehmens. Ein 
besonderer Vorteil dieser Konzepte liegt da-
rin, dass sie sehr schnell eine möglichst breite 
Öffentlichkeit schaffen und daher nicht da-
rauf ausgerichtet sind, in den bestehenden 
Kommunikations- und (Interaktionswegen) ab-
zulaufen. Großgruppenkonferenzen nutzen 
zwar die Vorteile eine Massenveranstaltung, 
haben jedoch auch eindeutige Regeln zum 
weiteren Verfahren und zur aktiven Einbin-
dung der Beschäftigten (vgl. Zink 2007). Allen 
Ansätzen ist gemein, dass sie die nachhaltige 
Einbettung in die vorhandene Organisations-
struktur erfordern. 
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Betriebliche Mitbestimmung 
Die Verrechtlichung der Mitbestimmung gilt 
als ein zentrales Wesensmerkmal des deut-
schen Systems der Arbeitsbeziehungen und 
als Grundlage einer vergleichsweise geringen 
Konfliktintensität und hohen Bedeutung kon-
sensualer Regelungen in den Betrieben (vgl. 
Müller-Jentsch 1997). Das Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG) als Rechtsgrundlage 
der betrieblichen Mitbestimmung bildet eine 
einheitliche Bezugsfolie zur Gestaltung der 
betrieblichen Arbeitsbeziehungen. Das Be-
trVG räumt den Betriebsräten Beteiligungs-
möglichkeiten in sozialen, personellen und 
wirtschaftlichen Angelegenheiten des Betrie-
bes ein. Dabei sieht das Gesetz abgestufte 
Beteiligungsrechte vor und unterscheidet In-
formationsrechte, Anhörungs- und Bera-
tungsrechte, Widerspruchsrechte und er-
zwingbare Mitbestimmungsrechte. Sind die 
Widerspruchs- und Mitbestimmungsrechte 
im Bereich der sozialen Angelegenheiten (Ar-
beitszeitregelungen, Entgeltmodelle, Arbeits-
schutz) stark ausgeprägt, so sind sie in perso-
nellen Angelegenheiten bereits schwächer 
und in wirtschaftlichen Angelegenheiten, wel-
che die Verfügungsrechte der Unternehmen 
betreffen, häufig auf Informationsrechte be-
schränkt. Dem Betriebsrat wird nicht nur die 
Vertretung der Beschäftigteninteressen, son-
dern die explizite Beachtung der wirtschaftli-
chen Betriebsziele zugeschrieben. Dieser in-
termediäre Charakter zielt auf eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit zwischen Betriebs-
rat und Management 

Gestaltung partizipativer Prozesse 

Neben der eher grundsätzlichen Entschei-
dung zur Einbindung der Beschäftigten bei 
und in Veränderungsprozesse ergeben sich 
Fragen wie diese gestaltet werden können. In 
Unternehmen der Technischen Services kom-
men dabei grundsätzlich alle vorgestellten 
Ansätze in Frage: Qualitätszirkel, Gruppenar-
beiten und KVP nutzen als schnell umsetz-
bare Verfahren die Expertise der Beschäftig-
ten auf der operativen Ebene. Ein beteili-
gungsorientiertes Projektmanagement oder 
Gruppenveranstaltungen spielen im Bereich 

der Technischen Services aufgrund der wach-
senden Komplexität der Kundenaufträge 
eine größere Rolle, wenn u.a. mechanischen 
Abteilungen (Stahlbau, Fördertechnik, Mon-
tage etc.), planende und steuernde Abteilun-
gen (Elektro, digitale Steuertechnik, Layout 
etc.) und Servicebereiche eingebunden sind, 
um eine Gesamtanlage erfolgreich zu erstel-
len und zu warten. Formalisierte Mitbestim-
mungsstrukturen sind insbesondere bedeut-
sam, wenn es um neue Arbeitsplatz- und 
Qualifikationsanforderungen oder grundle-
gende Änderungen der Arbeits- und Beschäf-
tigungsbedingungen geht. 
Eine grundlegende Voraussetzung eines er-
folgreichen Partizipationsprozesses ist die 
Freiwilligkeit der Beschäftigten zur Teil-
nahme. Der Beteiligungsprozess sollte von 
den Beteiligten überschaubar sein und von 
einer Problemidentifizierung über die Erar-
beitung von Lösungen bis hin zur Umsetzung 
in deren Verantwortung liegen.  
Dabei sollten die Beschäftigten auch auf Hil-
festellungen durch Externe (z.B. Betriebsrat, 
Gewerkschaft, andere Betriebe) zurückgrei-
fen können, wenn bestimmte Expertise (z.B. 
Auswirkungen von Digitalisierungsvorhaben) 
nicht im Betrieb vorhanden ist (EXTERNE EXPER-

TISE). Bedeutsam sind somit auch die Qualifi-
kation und Kompetenzen der Beschäftigten, 
den Veränderungsprozess einschätzen zu 
können und ihre Beteiligungschancen wahr-
nehmen zu können. Wie bereits angedeutet, 
sollten solche Prozesse für einen nachhalti-
gen Erfolg dauerhaft eingerichtet werden 
und Teil der Unternehmenskultur werden.  
Für die Umsetzung partizipativer Ansätze gibt 
es keinen One-Best-Way, da die Rahmenbe-
dingungen des Unternehmens betrachtet 
werden müssen. Unterschiedliche Ausgangs-
bedingungen, Zielvorstellungen und Be-
triebskulturen führen dazu, dass eine be-
triebsspezifische Betrachtung vorgenommen 
werden muss. Gleichwohl lassen sich grund-
sätzliche Fragen formulieren (in Anlehnung 
an Zink 2007), die eine grundlegende Orien-
tierung bieten: 
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 In einem ersten Schritt ist zu klären, wel-
che Einstellungen zu partizipativen Pro-
zessen im Unternehmen existieren. Dies 
betrifft zum einen die Beschäftigten, die 
Interessenvertretungen und ihre konkre-
ten Teilnahmeabsichten. Zum anderen 
betrifft es aber auch die Einstellungen der 
Geschäftsführungen und Führungskräfte 
ggf. einer weitreichenden Beteiligung der 
Beschäftigten.  

 Zweitens ist der Umfang der geplanten 
Beteiligung zu bestimmen. Hier kann zu-
nächst in bestimmten Bereichen ein Pilot-
projekt durchgeführt werden, das im Fol-
genden weiter ausgeweitet wird. Alterna-
tiv ist eine umfassende Partizipations-
strategie zu verfolgen, die möglichst 
weite Bereiche des Unternehmens einbe-
zieht. 

 Drittens ist eine grundlegende Ressour-
cenplanung vorzunehmen. Darunter fal-
len neben den finanziellen auch perso-
nelle und zeitliche Ressourcen (RESSOUR-
CEN FÜR VERÄNDERUNGSPROZESSE). Viele An-
sätze sind – vor allem zu Beginn – zeit- 
und personalintensiv. Auch entspre-
chende Qualifikationen bzw. deren Feh-
len müssen dabei berücksichtigt und 
eventuell aufgebaut werden (vgl. Zink 
2007).  

 Viertens kann über die Einbindung von 
externer Expertise entschieden werden. 
Diese kann bei der Planung und Umset-
zung unterstützen (EXTERNE EXPERTISE).  

 Fünftens ist eine Zielstellung zu formulie-
ren (STRATEGISCHE ZIELE UND ZIELSETZUNG). 
Welche Ziele soll die Einführung verfol-
gen bzw. erreichen (bspw. hinsichtlich 
quantitativer Größen)? 

 

Grundsätzliche Anmerkungen  

Partizipation im hier verstanden Sinn ist kein 
Selbstläufer. Die vorgestellten Ansätze soll-
ten daher auf Dauer angelegt werden und be-
dürfen bei der Einführung eines ‚langen 
Atem‘, da sie nicht ad hoc eingeführt und um-
gesetzt werden können. Da alle vorgestellten 

Ansätze zeit- und kostenintensiv sind, müs-
sen sie entsprechend angelegt und ausge-
stattet sein. Da Veränderungen immer auch 
Widerstand bei den Betroffen hervorrufen 
können, muss eine eindeutige Strategie for-
muliert werden, wie sich die Beschäftigten in 
den Prozess einbringen können, um die Leis-
tungsfähigkeit des Unternehmens insgesamt 
zu verbessern (vgl. O'Toole 2006). Hier ist die 
Kommunikation über Veränderungsprozesse 
eine der wichtigsten Aufgaben und setzt ein 
Mehr an (Interaktion) zwischen den Beteilig-
ten über alle Hierarchieebenen hinweg vo-
raus. Partizipative Prozesse unterstützen Un-
ternehmen eher längerfristig und zahlen sich 
dann aus. Eine Nutzung ‚nur wenn es gerade 
sein muss‘ eingebettet in Top-Down-Kulturen 
fördert eher das Misstrauen der Beschäftig-
ten und wird allenfalls kurzfristige Erfolge 
nach sich ziehen.  
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